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Ämterbeistände 

Vertrauen ist wichtig – Vertretung ist besser 

Im Rahmen des Leistungs- 

spektrums der Jugendhilfe 

gibt es vielfältige Möglich-

keiten und Situationen in 

denen Kinder, Jugendliche 

und deren Eltern Kontakt zum 

Jugendamt selbst oder zu an-

deren Fachkräften, Diensten 

und Einrichtungen der Ju-

gendhilfe haben können.  

Dies kann sein für (auch wer-

dende) Eltern im Zusammenhang 

mit einer allgemeinen Bera-tung 

z. B. gemäß § 16 SGB VIII bzw. für 

Kinder in einer Notlage gemäß 

§ 8 SGB VIII oder für beide im 

Rahmen der Beteiligung am Hil-

feplanverfahren gemäß § 36 SGB 

VIII oder ebenfalls für beide Seit-

en im Rahmen der Beteiligung an 

der Risikoeinschätzung bezüglich 

der Abklärung einer (möglichen) 

Kindeswohlgefährdung (§ 8a SGB 

VIII) oder aber auch im Kontakt 

mit freien Trägern der Jugend-

hilfe bei der Durchführung und 

damit Ausgestaltung einer be-

reits gewährten Hilfe zur Erzie-

hung oder einer Inobhutnahme. 

Aber auch im Zusammenhang 

mit Beurkundungen, Unterhalts- 

bzw. Sorgerechtsangelegenheit-

en oder bezüglich der Kindertag-

esbetreuung ist ein Amtskontakt 

vorstellbar.

In den meisten Fällen ist ein sol-

cher Kontakt durch den gemeins-

amen Willen aller Beteiligten 

geprägt, die Alltagssituation von 

Kindern, Jugendlichen und deren 

Familien zu verbessern. Fach-

kräfte und Familien haben dann, 

wenn auch nicht immer ganz 

konfliktfrei, das gemein-same 

Interesse eine meist schwierige 

Lebenssituation zu überwin-

den, wie z. B. Partnerschafts-

konflikte bis hin zu Trennung 

und Scheidung, Überforderung 

bei der Bewältigung des beru-

flichen und familiären Alltags, 

Erziehungsschwierigkeiten oder 

Probleme von Kindern bzw. Ju-

gendlichen im schulischen oder 

berufsbildenden Bereich.

Es sind aber auch Situationen 

vorstellbar, in denen z. B. das Ju-

gendamt tätig werden muss und 

die Eltern grundsätzlich nicht 

zur Zusammenarbeit bereit sind, 

verunsichert sind und sogar offen 

auf Konfrontation zum „Helfend-

en“ gehen.

In solchen Fällen in besonder-

er Weise, aber auch grundsät-

zlich kann die Einbeziehung 

einer durch die Beteiligten selb-

stgewählten „Vertrauensperson“ 

(Beistand) für Kinder, Jugendliche 

und/oder deren Eltern Sicherheit 

geben und damit die in aller Re-

gel ungewohnte Gesprächssitua-

tion für die Familien und damit 

auch für alle Beteiligten entspan-

nen. 
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Was aber tun, wenn diese Person 

des Vertrauens aus der Sicht der 

Fachkräfte zwar die Inte-ressen 

der Eltern vertritt, aber damit 

nicht unbedingt zur Entlastung 

der Gesprächssituation, z. B. 

konkret in einem Hilfeplang-

espräch beiträgt oder gar den 

Konflikt zuspitzend agiert? Aus-

halten oder rausschmeißen?

Kurz: Nach § 13 Sozialgesetzbuch 

Zehn - SGB X dürfen Betroffene 

bei allen Behördengän-gen durch 

eine Person ihres Vertrauens 

begleitet werden, die sich sogar 

aktiv beteiligen kann, wenn dies 

die Betroffenen nicht ausdrück-

lich unterbinden. Die begleitende 

Person ist durch dieses Gesetz 

berechtigt, vertrauliche Infor-

mationen, wie persönliche bzw. 

Sozialdaten während der Beglei-

tung zu erfahren.

Dabei darf ein solcher „Bei-

stand“ nur unter sehr einges-

chränkten Bedingungen ausges-

chlossen werden, nämlich dann, 

wenn er geschäftsmäßig fremde 

Rechtsangelegenheiten besorgt, 

ohne dazu durch ein Gesetz 

befugt zu sein.

Ein solcher Ausschluss ist sowohl 

der vermeintlichen Vertrauen-

sperson als auch den unmittelbar 

Beteiligten schriftlich mitzuteilen. 

Bereits bis zu diesem Zeitpunkt 

vorgenommene stellvertretende 

Handlungen des Beistandes für 

die Beteiligten (Briefe, Aussagen 

im Gespräch) sind dann unwirk-

sam.

Ist aus Sicht des Jugendamtes 

z. B. die Interessenvertretung 

eines Kindes oder Jugendlichen 

im Sinne der Gewährleistung des 

Wohles des Kindes oder Jugend-

lichen erforderlich und sind die 

Eltern nicht bereit oder in der 

Lage eine solche zu gewährleis-

ten, so kann das Jugendamt das 

Familiengericht anrufen und so 

einen formellen Beistand im ju-

ristischen Sinne von Amts wegen 

anregen. 	

Anlage
Sozialgesetzbuch Zehntes Buch 

(SGB X) Sozialverwaltungsver-

fahren und Sozialdatenschutz

In der Fassung des Gesetzes zur Intensiv-

ierung der Bekämpfung der Schwarzarbeit 

und damit zusammenhängender Steuer-

hinterziehung vom 23. Juli 2004 (BGBl. I S. 

1842)

§ 13 Bevollmächtigte und 

Beistände

(1) Ein Beteiligter kann sich durch 

einen Bevollmächtigten vertreten 

lassen. Die Vollmacht ermächtigt 

zu allen das Verwaltungsver-

fahren betreffenden Verfahren-

shandlungen, sofern sich aus 

ihrem Inhalt nicht etwas anderes 

ergibt. Der Bevollmächtigte hat 

auf Verlangen seine Vollmacht 

schriftlich nachzuweisen. Ein 

Widerruf der Vollmacht wird der 

Behörde gegenüber erst wirk-

sam, wenn er ihr zugeht.

(2) Die Vollmacht wird wed-

er durch den Tod des Voll-

machtgebers noch durch eine 

Veränderung in seiner Hand-

lungsfähigkeit oder seiner geset-

zlichen Vertretung aufgehoben; 

der Bevollmächtigte hat jedoch, 

wenn er für den Rechtsnachfolg-

er im Verwaltungsverfahren auf-

tritt, dessen Vollmacht auf Ver-

langen schriftlich beizubringen.

(3) Ist für das Verfahren ein Bev-

ollmächtigter bestellt, muss sich 

die Behörde an ihn wenden. 

Sie kann sich an den Beteiligten 

selbst wenden, soweit er zur Mit-

wirkung verpflichtet ist. Wendet 

sich die Behörde an den Beteil-

igten, muss der Bevollmächtigte 

verständigt werden. Vorschriften 

über die Zustellung an Bevoll-

mächtigte bleiben unberührt.

(4) Ein Beteiligter kann zu Ver-

handlungen und Besprechungen 

mit einem Beistand erscheinen. 

Das von dem Beistand Vorgetra-
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gene gilt als von dem Beteiligten 

vorgebracht, soweit dieser nicht 

unverzüglich widerspricht.

(5) Bevollmächtigte und 

Beistände sind zurückzuweisen, 

wenn sie geschäftsmäßig fremde 

Rechtsangelegenheiten besor-

gen, ohne dazu befugt zu sein. 

Befugt im Sinne des Satzes 1 sind 

auch die in § 73 Abs. 6 Satz 3 des 

Sozialgerichtsgesetzes bezeich-

neten Personen, sofern sie kraft 

Satzung oder Vollmacht zur Ver-

tretung im Verwaltungsverfahren 

ermächtigt sind.

(6) Bevollmächtigte und 

Beistände können vom Vortrag 

zurückgewiesen werden, wenn 

sie hierzu ungeeignet sind; vom 

mündlichen Vortrag können sie 

nur zurückgewiesen werden, 

wenn sie zum sachgemäßen 

Vortrag nicht fähig sind. Nicht 

zurückgewiesen werden kön-

nen Personen, die zur geschäfts-

mäßigen Besorgung fremder 

Rechtsangelegenheiten befugt 

sind.

(7) Die Zurückweisung nach 

den Absätzen 5 und 6 ist auch 

dem Beteiligten, dessen Bevoll-

mächtigter oder Beistand zurück-

gewiesen wird, schriftlich mitzu-

teilen. Verfahrenshandlungen 

des zurückgewiesenen Bevoll-

mächtigten oder Beistandes, die 

dieser nach der Zurückweisung 

vornimmt, sind unwirksam.

Sozialgerichtsgesetz

In der Fassung des Gesetzes zur Änderung des 

Sozialgesetzbuches und anderer Gesetze vom 

24. Juli 2003 (BGBl. I Bl. 1526)

§ 73 SGG Prozessbevoll-

mächtigter, Beistand

(1) Die Beteiligten können sich in 

jeder Lage des Verfahrens durch 

prozessfähige Bevollmächtigte 

vertreten lassen. Personen, die 

als ärztliche Gutachter für Beteil-

igte tätig gewesen sind, können 

in diesem Verfahren nicht als 

Bevollmächtigte auftreten.

(2) Die Vollmacht ist schriftlich zu 

erteilen und zu den Akten bis zur 

Verkündung der Entscheidung 

einzureichen; sie kann auch zur 

Niederschrift des Gerichts erteilt 

werden. Bei Ehegatten oder Leb-

ens-partnern und Verwandten 

in gerader Linie kann die Bevoll-

mächtigung unterstellt werden.

(3) Ist ein Bevollmächtigter 

bestellt, so sind die Mitteilungen 

des Gerichts an ihn zu richten. 

Der Beteiligte muss die Prozess-

führung gegen sich gelten las-

sen, auch wenn er nur mündlich 

Vollmacht erteilt oder die Proz-

essführung ausdrücklich oder 

stillschweigend genehmigt hat.

(4) Für den Umfang und die 

Wirkungen der Vollmacht gelten 

im übrigen die §§ 81, 84 bis 86 

der Zivilprozessordnung entspre-

chend. Eine Vollmacht kann auch 

für einzelne Prozesshandlungen 

erteilt werden.

(5) In der mündlichen Verhan-

dlung können die Beteiligten 

mit Beiständen erscheinen. Für 

Beistände gilt Absatz 1 Satz 2 

entsprechend. Das von dem Bei-

stand Vorgetragene gilt als von 

der Partei vorgebracht, soweit 

es nicht von dieser sofort wider-

rufen oder berichtigt wird.

(6) Für die Zurückweisung von 

Bevollmächtigten und Beistän-

den gilt § 157 der Zivilproz-

ess-ordnung entsprechend. Ist 

die Zurückweisung dem Beteil-

igten nicht rechtzeitig vorher 

angekündigt worden, so ist, falls 

der Beteiligte nicht erschienen 

ist oder falls er es beim Erschein-

en auf Befragen beantragt, die 

Verhandlung zu vertagen. § 157 

Abs. 1 der Zivilprozessordnung 

gilt nicht für Bevollmächtigte, die 

Mitglieder und Angestellte von 

Gewerkschaften, von selbstän-

digen Vereinigungen von Arbeit-

nehmern mit sozial- oder beruf-

spolitischer Zwecksetzung, von 

Vereinigungen von Arbeitgebern, 

von berufsständischen Vereini-
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gungen sind, sofern sie kraft 

Satzung oder Vollmacht zur Proz-

essvertretung befugt sind. Gle-

iches gilt für Bevollmächtigte, die 

als Angestellte juristischer Per-

sonen, deren Anteile sämtlich im 

wirtschaftlichen Eigentum einer 

der in Satz 3 genannten Organisa-

tionen stehen, handeln, wenn die 

juristische Person ausschließlich 

die Rechtsberatung und Proz-

essvertretung der Mitglieder 

der Organisation entsprechend 

deren Satzung durchgeführt und 

wenn die Organisation für die 

Tätigkeit der Bevollmächtigten 

haftet.

Ansprechpartner/innen zum 

Thema „Ämterbeistand“:

Verband Anwalt des Kindes e. V.

Vorstandsvorsitzende: Carola 

Storm-Knirsch

Kontakt: http://v-a-k.eu/impres-

sum/ 

Boje e. V.

kommissarischer Vorstand: Ines 

Dobat

Kontakt: http://www.boje-bran-

denburg.de/ 

Lokale Bündnisse für Familie

Kontakte über: http://www.

masf.brandenburg.de/cms/de-

tail.php/bb1.c.215933.de

regionale Freiwilligenagenturen

Kontakte über: http://www.stk.

brandenburg.de/cms/detail.php/

bb1.c.263629.de 

Shia Landesverband 

Brandenburg

Geschäftsführerin: Birgit Uhl-

worm 

Kontakt: http://www.shia-bran-

denburg.de/ 

Kontakt:
Fachstelle Kinderschutz
im Land Brandenburg
c/o Start gGmbH
Fontanestraße 71
16761 Hennigsdorf
Telefon: 03302 8609577
info@start-ggmbh.de
www.fachstelle-kinderschutz.de


